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§ 1. Einführung ~

A. Untersuchungsgegenstand

Während das Internet in der Anfangsphase von Unternehmen überwiegend zu

Werbezwecken und zum Geschäftsverkehr mit Endabnehmern genutzt wurde, hat

es sich inzwischen auch als Medium fiir den Geschäftsverkehr zwischen Unter-

nehmen ("business-to-business") durchgesetzt. Elektronische B2B-Marktplätze

sind wie Pilze aus dem Boden geschossen und der hierüber abgewickelte Ge-

schäftsverkehr gewinnt immer weiter an Dynamik.! Es wird erwartet, daß elek-

tronische B2B-Marktplätze die Art, in der Unternehmen Geschäfte untereinander

abwickeln, revolutionieren werden!

Die kartellrechtliche Relevanz von elektronischen B2B-Marktplätzen ergibt sich
'\

aus deren Betreiber- und Nutzerstruktur. Elektronische Marktplätze werden in

der Regel als Gemeinschaftsunternehmen gegründet. Bei den Gründern handelt

es sich in vielen Fällen um die fiihrenden Unternehmen einer Branche, die den

Marktplatz zur Abwicklung ihrer Geschäfte mit Zulieferern und Abnehmern nut-

zen wollen. Ein erheblicher Teil der Nutzer elektronischer B2B- Marktplätze

steht ebenfalls in Wettbewerb zueinander.

Es stellt sich daher die Frage, wie Gründung und Betrieb elektronischer B2B-

Marktplätze aus kartellrechtlicher Sicht zu beurteilen sind. Im Hinblick auf die

Gründung von Marktplätzen ist zu untersuchen, wie die MarktsteIlung des

Marktplatzes und seiner Gesellschafter im Ralunen der Fusionskontrolle zu beur-

teilen ist. Bezüglich des Betriebs von Marktplätzen sind zum einen mögliche un-

I Immenga, B2B-Marktplätze aus der Perspektive des Kartellrechts, in: Büllesbach/Dreier,

Konvergenz in Medien und Recht, 59 (60); LampertIMichel, K&R 2002, 506 (506). Siehe
dazu unter § 2.G.II.

2 Gassner, MMR 2001, 140 (140).
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§IEinfiihrung .:

ternehmerische Vorgehensweisen der Marktteilnehmer auf ihre Vereinbarkeit mit

dem Kartellverbot zu überprüfen. Insoweit stellt sich vor allem die Frage nach

der Wettbewerbsrelevanz des Umstandes, daß Marktplatzteilnehmer aufgrund

der technischen Beschaffenheit des Internet über den Marktplatz wettbe-

werbssensible Daten ihrer Wettbewerber einsehen können. Darüber hinaus ist zu

untersuchen, inwieweit die Bildung von Verkaufs- und Einkaufsgemeinschaften

über einen Marktplatz kartelIrechtlich zulässig ist. Zum anderen ist zu prüfen,

inwieweit Ausschließlichkeitsvereinbarungen der Gründungsgesellschafter un-

tereinander und zwischen der Betreibergesellschaft und den Marktplatzteilneh-

mern kartellrechtlich zulässig sind: Es stellt sich die Frage, ob die Gründungsge-

sellschafter sich gegenseitig verpflichten dürfen, bestimmte Geschäfte aus-

schließlich über den Marktplatz abzuwickeln und sich nicht an anderen Markt-

plätzen zu beteiligen; entsprechend ist zu prüfen, ob die Betreiberges~llschaft den

Nutzern des Marktplatzes die Verpflichtung auferlegen kann, bestimmte Ge-

schäfte ausschließlich über den Marktplatz zu tätigen. Schließlich ist zu untersu-

chen, inwieweit Marktplatzbetreiber einzelnen Unternehmen den Zugang zu dem

Marktplatz verweigern dürfen.

B. Gang der Untersuchung

Wegen der Neuartigkeit elektronischer B2B-Marktplätze werden zunächst die

verschiedenen Erscheinungsformen und Leistungsangebote elektronischer B2B-

Marktplätze dargestellt und die mit der Nutzung elektronischer B2B-Marktplätze

für die Teilnehmer verbundenen ökonomischen und wettbewerblichen Vorteile

beschrieben. Daran anschließend werden Gründung und Betrieb elektronischer

Marktplätze auf ihre Vereinbarkeit mit dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-

kungen untersucht.
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